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trafen sich in Cottbus an zentraler Stelle 
die Vertreter der brandenburgischen Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker, Krankenkassen, 
Krankenhäuser und Landtagsabgeordnete 
zur symbolischen Zeit, um die zahlreich 
erschienenen Bürger in einem gemein-
samen Protest über die Gefahren für das 
Gesundheitswesen - ein jeder aus seiner 
Sicht - zu informieren. 
Für die Ärzte sprach der stellvertretende 
Vorsitzende der KV Brandenburg, Dr. Peter 
Noack, für die Krankenkassen Herr Hensel 
von der AOK Brandenburg und für den 
Landtag  eine Abgeordnete der PDS, die als 
Einzige von den eingeladenen Parteien den 
Mut zu kommen hatte. Schon deshalb war 
ihr die Zustimmung gewiss, obwohl die PDS 
der Bürgerversicherung sehr nahe steht.
Die Quintessenz aller war: Das Gesetz nutzt 
keinem schadet, aber allen. Auf den Punkt 
brachte das der AOK-Vertreter an dem 
Beispiel des geänderten Insolvenzrechtes, 
wonach nicht nur die Krankenkasse Pleite 
gehen kann, sondern auch die abrech-

nenden Leistungsempfänger, was bis jetzt 
durch eine Landesbürgschaft nicht möglich 
ist.

Die größte Gefahr aber sahen alle in der 
Einführung des Gesundheitsfonds sowie 
dem Basistarif, der das Wettbewerbsstär-
kungsgesetz zur Makulatur werden läßt. Mit 
einer Kasse alleine, gleichen Leistungen, 
gleichen Beiträgen und Kopfpauschalen 
wird kein Wettbewerb stimuliert, sondern 
der Weg geebnet in ein staatsmonopolis-
tisches und sozialistisches Gesundheitswe-
sen, von welchem wir 1989 glaubten, es für 
alle Zeiten begraben zu haben.
Gleiche Veranstaltungen fanden in Frank-
furt/O und in Potsdam statt. Der stellver-
tretende Kammerpräsident, Dr. Steglich, 
sprach für die Zahnärzte in Frankfurt. Leider 
war der beauftragte Vertreter der Zahnärzte 
für Potsdam nicht in der Lage zu erschei-
nen.

Klaus Markula
Vorsitzender des VNZLB

Fünf Minuten vor 12



VV der KZBV

 Seite �	 Dezember 2006

Dies war die zweite VV der KZBV im Bundesland Thürin-
gen. Doch welch ein Unterschied zu 1995 in Weimar. 
Damals war Dr. Schirbort als 1. Vorsitzender ein Jahr im 
Amt und träumte mit vielen Sympathisanten den Traum 
von der Erpressbarkeit des Staates. 

Elf Jahre später, am 14. und 15.11.2006 in Erfurt, war 
klar, wer wen erpressen kann. Mit der „Macht“ des GMG 
und dem bevorstehendem WSG hat inzwischen der 
Staat den Spieß umgedreht und vollendete Tatsachen 
geschaffen, so u.a. 
die KZVen sowie die 
KZBV reduziert. Dis-
kutierten in Weimar 
noch 150 Delegierte 
der VV, so war deren 
Zahl in Erfurt auf 60 
geschrumpft. Nicht 
nur die Anzahl der 
Delegierten hatte sich 
dramatisch verändert, 
sondern auch deren 
Zusammensetzung. 
Es fehlten die Vertre-
ter der individuellen 
Randgruppen aller 
Couleur, was jedoch 
das Arbeitsklima sichtlich beruhigte. Nur noch einmal zur 
Erinnerung: Die Vorsitzenden und deren Vertreter jeder 
KZV sind ohne Wahl seit dem GMG nun Mitglieder der 
VV der KZBV. In jenen KZVen, wo der Vorstand nur aus 
zwei Mitgliedern besteht, ist kein Ehrenamtlicher mehr 
vertreten. Für die KZVLB bin ich als ehrenamtlicher Ver-
treter der brandenburgischen Vertragszahnärzte gewählt 
worden. Es bleibt festzustellen, dass „für alle Zeit“ die 
Ehrenamtlichen in der Minderheit bleiben. Solange aber 
die Vorsitzenden und deren Vertreter Zahnärzte bleiben, 
besteht für unsere Interessenvertretung keine Gefahr. 
Wehe, wenn einmal solche Typen wie Ackermann und 
Esser den Vorstand besetzten – aber das liegt ja in jedem 
Fall in der Hand der von Ihnen gewählten Delegierten 
der KZVLB.

Sowohl die VV als auch die anschließende Bundesver-
sammlung der BZÄK waren geprägt von der aktuellen 
Diskussion um das zu verabschiedende „Wirtschaftlich-
keitsstärkungsgesetz“ (WSG) sowie von der Sorge über 
die Auswirkungen des Vertragarztrechtsänderungsgesetz 
(VÄG). Bisher hatte es noch keine Bundesregierung 
geschafft die unterschiedlichen Gruppen im Gesund-
heitswesen gegen sich zu vereinen. Diese „medizinische 
Front“ aus Ärzten/Zahnärzten, Apothekern, gesetzlichen 
und privaten Krankenkassen im Verein mit den Kranken-
häusern kann man schon historisch nennen. „Viel Feind 

viel Ehr“ hatte der letze Kaiser im August 1914 von sich 
gegeben – vier Jahre später gab es ihn, zusammen mit 
der Monarchie nicht mehr. Wir waren uns einig, dass wir 
Frau Schmidt soviel Zeit nicht mehr geben wollen, um 
das maßgeblich durch uns geschaffene Gesundheits-
system zu ruinieren. Denn nicht die lösbaren Probleme 
im Gesundheitswesen stehen im Mittelpunkt der Politik, 
sondern der Erhalt der Macht und dazu soll das Gesetz 
durchgepeitscht werden – auch mit Hilfe der C-Par-
teien! Spricht man mit Politikern der Koalition unter vier 

Augen, will niemand 
das Gesetz so wie 
beabsichtigt, aber die 
Parteidisziplin läßt sie 
nicht öffentlich wer-
den. Da fiel mir ein 
zufälliges Gespräch 
mit vier „Genos-
senzahnärzten“ aus 
unserer Klinik in dem 
Wendejahr ein, die 
mehr Angst vor der 
eigenen Partei, als 
vor dem bitterbösen 
Klassenfeind hatten. 
Zivilcourage ist eben 
auch ein Produkt der 

Befähigung, und daran mangelt es, angefangen bei Frau 
Schmidt bis zum vorletzten Abgeordneten im Deutschen 
Bundestag, erheblich.

Deshalb hat auch diese VV in Erfurt die entsprechenden 
Beschlüsse in einer konstruktiven Arbeitsatmosphäre 
erarbeitet und einstimmig beschlossen. Grundtenor war, 
die Staatsbürokratie durch mehr Selbstverwaltung zu 
ersetzten und die Zuteilungsmedizin durch Therapiefrei-
heit. Der Vorsitzende der KZBV, Kollege Fedderwitz,  
machte den nicht ganz ernst gemeinten Vorschlag an die 
Politik, so schnell wie möglich den Resetknopf zu drücken 
und noch einmal ganz von vorne anzufangen.

Emotionslos betrachtet wäre das die beste Lösung, 
um nicht das Opfer einer Verschlimmbesserung zu 
werden. Obwohl über 100 Änderungsanträge im Bun-
desrat besprochen werden sollen, wird sich an dem 
Gesetz nichts Wesentliches ändern. Keiner braucht 
dieses Gesetz, keiner will es (auch die Angeordneten der 
Koalition hinter vorgehaltener Hand nicht) und trotzdem 
wird es kommen. Das ist die praktische Demokratie der 
großen Koalition, deren einzige Stärke die Beratungsre-
sistenz ist.

Dr. Klaus Markula

Beratungsresistenz – die VV der KZBV in Erfurt
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Foto-Impressionen von der 12. Kongress-Schiffsreise 2006

Die Schönheit der türkischen und griechischen Ägäis 
bewundern und auf See hervorragende Fachvortäge 
hören - 186 Zahnärztinnen und Zahnärzte aus Branden-
burg und 21 aus Berlin waren von der Kongress-Schiffs-
reise des Verbandes Niedergelassener Zahnärzte Land 
Brandenburg e. V. wieder einmal begeistert. Auch das 
Schiff, die Aida aura, entsprach allen Erwartungen.  

Auch für das Jahr 2007 plant der Verband eine Kon-
gress-Schiffsreise.  Vom 24.11. bis 1.12. geht es auf 
der Aida diva zu den Kanaren. Wer sich für diese Reise 
interessiert, sollte sich sputen, denn der Andrang ist 
groß: Nach der Info im Brandenburgischen Zahnärzte-
blatt ist die Kongressreise schon jetzt fast ausgebucht. 

Die Buchung erfolgt über:

DER Deutsches Reisebüro GmbH & Co. OHG
ATLASREISEN im Kaufhof
August-Bebel-Str. 2
03046 Cottbus

Ansprechpartnerin: Frau Noack
Fon 0355 - 791718 oder - 791612
Fax 0355 - 791817

E-Mail: cottbus.75182@atlasreisen.de

Geschäftszeiten:
Montag bis Freitag: 09:30 - 20:00 Uhr
Samstag: 09:30 - 18:00 Uhr



Der 16. Zahnärztetag fand traditionell im November 
statt. Trotz der unmittelbaren Nähe zum Deutschen Zahn-
ärztetag in Erfurt waren wieder über 1000 Teilnehmer 
an jedem der beiden Tage zu verzeichnen. Unter Leitung 
von Professor  Biffar (Greifswald)  stand das wissen-
schaftliche Programm unter dem Motto „Human- und 
Zahnmedizin – Untrennbare Einheit im zahnärztlichen 
Berufsalltag“.  In ihren Eröffnungsreden waren sich der 
Präsident der Landeszahnärztekammer, J. Herbert, und 
der Vorsitzende der kassenzahnärztlichen Vereinigung 
des Landes Brandenburg, Dr. G. Bundschuh, in der 
Ablehnung der Gesundheitsreformen einig, weil es der 
Weg in die Staatsmedizin sei und statt der versprochenen 
Entbürokratisierung der Weg in die Verstaatlichung des 
Gesundheitswesens vorgezeichnet ist.

Der folgende Festvortrag von Professor M. Succow (Trä-
ger des alternativen Nobelpreises) aus Greifswald han-
delte vom Wert einer intakten Umwelt für alle Bereiche 
des menschlichen Lebens. „Ohne intakte Natur keine 
intakte Wirtschaft“, eine erschöpfte Natur bedinge eine 
erschöpfte Wirtschaft, diese wiederum erschöpfte Men-
schen. Trotz der düsteren Bilder die Natur betreffend, die 
sich von Neuseeland über China bis Chile weltweit zei-
gen, ist seiner Meinung nach die Aussicht nicht so düster, 
denn die Natur, wenn sie sich selbst überlassen wird;  hat 
ungeheure Selbstheilungskräfte: Das Ziel muss sein, dass 
in Deutschland zehn Prozent der Flächen naturbelassen 
bleiben. Professor Succow zitierte R. Gilsenbach (1925-
2001): „Lassen wir die Natur unverändert, können wir 
nicht existieren. Zerstören wir sie, gehen wir zugrunde.“ 
Sein Vortrag endete mit sehr eindrucksvollen Bildern von 
sich selbst überlassenen Naturreservaten von der Ostsee 
bis in die Lausitz.

In seinem einleitenden Vortrag wies der wissenschaftliche 
Leiter auf die zunehmende Bedeutung allgemeinmedizi-

nischer Kenntnisse für die Zahn-
ärzte hin, nicht zuletzt wegen des 
demografischen Wandels. Zuneh-
mend älter werdende Patienten 
sind oft Multimorbide. Er zitierte 
Goethe: „Der Mund ist der Spie-
gel des Menschen“.

Prof. Dr. T. Kocher zeigte ein-
drucksvoll die Zusammenhänge 
zwischen  Rauchen, Alkohol und 
allgemeinen Erkrankungen sowie 
deren Auswirkungen auf Erkran-
kungen des stomatologischen Sys-
tems. Er führte an, dass Rauchen 
zu den anerkannten Risikofaktoren 
einer Parodontitis zählt und das 

der Attachmentverlust bei Rauchern deutlich stärker 
ausgeprägt ist und eher beginnt als bei Nichtrauchern, 
desgleichen ist der zu erwartende Verlust von Implantaten 
bei Rauchern deutlich erhöht. (Nach zehn Jahren bei 
Rauchern 16 Prozent, bei Nichtrauchern vier Prozent). 
Die Lebenserwartung ist nach  seinen Ausführungen bei 
Nichtrauchern zehn Jahre höher als bei Rauchern. Da 
in zunehmendem Maße junge Frauen rauchen, werden 
sich in den kommenden Jahren die Lebenserwartung 
und die Erkrankungen mit Todesfolge bei den Frauen 
deutlich verändern. Zahnärzte sollten im Rahmen der 
Prophylaxebehandlung auch Tipps zur Raucherentwöh-
nung vermitteln.

Der Vortrag von Prof. W. Kerner, Kerlsburg,  beschäftigte 
sich mit dem Diabetes mellitus. In Deutschland sind ca. 
sieben Prozent der Bevölkerung von dieser Erkrankung 
betroffen. Diabetes stellt ein hohes Risiko für Herzinfarkt, 
Schlaganfall, Amputationen und Niereninsuffizienz dar, 
und hat auch deutliche Auswirkungen auf den Hei-
lungsverlauf und die Progredienz  bei Parodontalerkran-
kungen.

Prof. Dr. L. Gürtler aus Greifswald zeigte, dass zuneh-
mend Medikamentenresistenzen beobachtet werden. 
Dies betreffe nicht nur Penicillin, sondern auch Medi-
kamente für die Tuberkulosebehandlung. Zahnärzte 
sind bei Nichteinhaltung der Hygienevorschriften hier 
besonders gefährdet. Er warnte vor dem Einsatz von 
Xenotransplantaten in der Zahnmedizin, da in diesen bis-
her unbekannte Viren enthalten sein könnten. Dringend 
empfahl er die allgemeinen Schutzimpfungen für die 
Zahnärzte und das Personal in den Praxen, insbesondere 
die Grippeschutzimpfungen.

Zu allergischen Erkrankungen referierte Prof. Dr. Fuchs, 
Göttingen. Er stellte fest: Allergien sind immer erworben, 

Januar 2005	

Bericht vom 16. Brandenburgischen Zahnärztetag
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die Sensibilisierung erfolgt über Tage bis Jahre. In Stu-
dien konnte festgestellt werden, dass Kinder in bis zu 60 
Prozent allergische Reaktionen zeigen, wenn beide Eltern 
Allergiker sind. In der Zahnheilkunde spielen Latexaller-
gien eine Rolle. Die Symptome eines allergischen Schocks 
(Anaphylaxie) können Juckreiz bzw. Brennen perioral, an 
der Zunge oder auch an den Händen sein mit begin-
nender Übelkeit. Die Hitliste der Kontaktallergene führt 
Nickelsulfat an gefolgt von Duftstoffmixen. Amalgam- 
allergien sind nach seinen Worten eher selten und 
können als Kontaktallergien keine Kopfschmerzen oder 
andere Allgemeinerscheinungen wie Gelenkschmerzen 
oder Müdigkeit hervorrufen. Wenn, dann käme es zu 
Reaktionen an der oralen Schleimhaut.

Zur Manifestation rheumatischer Erkrankungen im Kie-
fer- Gesichtsbereich sprach anschließend OA Dr. Dr. M. 
Martini aus Bonn. Es sind ca. ein Prozent der Bevölke-
rung von der rheumatischen Arthritis betroffen, vor allem 
Frauen im Alter zwischen 50 und 75 Jahren. In bis zu 50 
Prozent sind auch die Kiefergelenke mit betroffen. Pro-
gressive Formen können zur Kondylenresorbtion führen, 
in deren Folge es zu einem frontoffenen Biss kommen 
kann. Neben Physiotherapie und Medikation spielen 
operative Verfahren in der Therapie eine große Rolle.

 Zusammenhänge zwischen kardiovasculären Erkran-
kungen und Zahnmedizin zeigte PD Dr. H. Völske, 
Greifswald, auf. So sollte der Internist bei Endokarditis, 
unklarem Fieber, Tumorerkrankungen und vor Trans-
plantationen zahnärztliche Untersuchungen anfordern. 
Neben Rauchen und Diabetes nannte Völske auch 
das Übergewicht als Risiko für eine Pardontalerkran-
kung. Zahnärzte können anhand von zyanontischen 
Veränderungen im Mundbereich auf Herz- Kreislaufer-
krankungen schließen, Mundwinkelrhagaden können 

ein Hinweis auf Immundefekte 
oder Diabetes sein, wie erhöhte 
Zahnmobilität den Verdacht auf 
Schilddrüsenerkrankungen oder 
eine Osteoporose geben kann.

Dr. W. Bengel aus Bensheim 
stellte in seinem Vortrag sehr 
eindrucksvoll die verschiedenen 
Formen von Mundschleimhaut-
erkrankungen dar. Neben einer 
sehr klaren Unterteilung der ein-
zelnen Formen sprach er auch die 
möglichen Ursachen und The-
rapiemöglichkeiten an. Neben 
eigenständigen Erkrankungen 
der Mundschleimhaut sind Ver-
änderungen in diesem Bereich 
oft ein Hinweis auf systemische 
Erkrankungen. Schleimhautver-
änderungen, die nach ca. zwei 

Wochen nicht abheilen, sind nach seinen Worten karzi-
nomverdächtig.

Der wissenschaftliche Leiter, Prof. Biffar, zeigte Zusam-
menhänge zwischen Ernährung und Zahnbestand auf. 
„Probleme mit der Zahnversorgung sind in vielen Fällen 
die Ursache für den Verzicht auf eine gesunde Ernäh-
rung“.

Im Anschluss zeigt Prof. Benecke, Rostock, wie sich die 
zunehmend älter werdenden Bevölkerungsstrukturen 
auch in den zahnärztlichen Praxen auswirken werden. 
Die Behandlung dieser Patienten wird schwieriger und 
zeitaufwendiger und notwendige Zahnbehandlungen bei 
dieser Bevölkerungsgruppe finden nicht mehr statt, weil 
sie die Praxen nicht mehr aufsuchen können.

Frau PD Nitschke aus Leipzig schloss sich in ihrem Vor-
trag der Thematik an. Sie hat in ihren Untersuchungen 
festgestellt, dass über 20 Prozent der Menschen im Alter 
von 80 Jahren und darüber in den letzten Jahren keinen 
Zahnarzt aufgesucht hatten, bei den über 90-Jährigen 
waren es mehr als 30 Prozent.  Sie stellte fest:“ Mit der 
Häufigkeit der Arztbesuche nimmt die Anzahl der Zahn-
arztbesuche ab.“ 

Das sich anschließende berufspolitische Forum befasste 
sich mit den sogenannten Gesundheitsreformgesetzen. 
KZV und Kammer sind hier der einhelligen Meinung, 
dass es eines solchen „bürokratischen Monsters“ nicht 
bedarf und der Weg in eine Staatsmedizin vorgegeben 
ist.

Dr. Erwin Deichsel
Vorstandsmitglied VNZLB und der LZÄK Brandenburg
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Es ist schon erstaunlich, wie viele Nichtzahnärzte sich 
neuerdings als selbst ernannte Spezialisten um das orale 
Wohlbefinden unserer Mitbürger besorgt erklären. Das 
Vertragsarztrechtsänderungsgesetz (VÄG)  macht’s nicht 
nur möglich, sondern will es offenbar so. Wie Pilze nach 
einem warmen Regen schießen sie aus dem Nichts her-
vor. So zuletzt ein in aller Welt unbekannter Textilunter-
nehmer  mit der von ihm gegründeten Zahnarztintensiv-
haltungskette „Mc Zahn“ mit 450 angkündigten Filialen, 
wo sich Zahnärzte mit 35.000 Euro einkaufen können, 
um dann 20 Prozent ihres vorwiegend mittels Kronen und 
Zahnersatzleistungen erwirtschafteten Geldes behalten 
zu dürfen. Den Rest vereinnahmt Mc Zahn persönlich, 
um sich ein schönes Leben - mit Hilfe von Schmidt und 
Lauterbach zu Lasten der GKV und ihren Versicherten 
- zu machen. Und der willige  Zahnarzt mutiert zum 
„Zahnarbeiter ohne Rechte" in der AG. 

Endstation Ausbeutung
Dazu werden Zahnersatzleistungen zum Nulltarif erbracht, 
indem er in China durch Billigstlöhne die Laborleistun-
gen erbringen lässt. Die Textilunternehmer haben da 
schon Erfahrung. Sie gehörten zu den „Pionieren“, die 
ihre eigene Industrie in Deutschland durch Arbeitsver-
lagerung ins Ausland fächendeckend platt gemacht 
haben. Ich weiß wovon ich rede, denn Cottbus, meine 
Heimatstadt,  war einst eine blühende Textilmetropole. 
Heute gibt es keinen einzigen Betrieb in dieser Branche 
mehr, dafür aber ca. 20 Prozent Arbeitslose. Und wenn 
man sich auch noch eines Staates bedient, der die Men-
schenrechte missachtet, kann es keinen höhere Profitsi-
cherheit geben, als die in der „Volksrepublik China“. 
 
Der Patient steht im Mittelpunkt
Der Krankenkasse gegenüber aber wird zu 100 Prozent 
abgerechnet, damit nicht etwa der Versicherungsbeitrag 
für Zahnersatz von derzeit 0,5 Prozent, den jedes gesetz-
liche Mitglied zu zahlen hat, verringert werden muss. 
Das würde ja den „Inlandsprofit“ der Zahnersatzfabrik 
verringern. Die Rechtsform der AG ist originär auf die 
Gewinnmaximierung konstruiert und natürlich auch ori-
entiert. Einzig und allein dafür steht der Patient im Mittel-
punkt! Nur zur Klarstellung: Es gibt in unserer Republik 
ein engmaschiges soziales Auffangnetz. Der Härtefall mit 
einer 100-Prozent-Versorgung ist die Behandlungsgaran-
tie für jeden unbetuchten Bürger. Aber gerade jener, dem 
die Versorgung als reine Sachleistung erbracht wird, hat 
überhaupt kein Interesse, sich im Ausland behandeln zu 
lassen. Für ihn muss die Kasse in jedem Fall zahlen. Im ist 

es egal, ob der doppelte oder der einfache Festzuschuss 
bezahlt wird. Nicht so der Kasse. Interessant ist dieser 
Markt nur für jene, die aus Geiz oder nicht weil sie sich 
nicht mehr leisten wollen, ein „billige Versorgung“ vorzie-
hen. Und von diesen Patienten hat die Kasse überhaupt 
keinen Vorteil, sondern auf lange Sicht nur den Nachteil, 
dass sich ihr Prozentsatz an Arbeitslosen erhöht und sich 
die Einnahmen der Kasse durch den Versichertenbeitrag 
verringern. Ein Arbeitsloser zahlt nur 80 Prozent seines 
fälligen Beitrages, ein ALG II Empfänger überhaupt kei-
nen Beitrag mehr.

Wenn Möchtegernzahnärzte wie Mc Zahn so plötzliches 
Interesse an der Zahnmedizin zeigen, ist mit Sicherheit 
auch ein erhebliches Betrugspotential im Spiel. Nicht 
mehr der Befund und die Indikation stehen im Focus, 
sondern die Unwirtschaftlichkeit. Einmal dem Patienten 
und ein andermal der GKV gegenüber. Und das ist aus 
der politischen Anamnese von Schmidt/Lauerbauch so 
gewollt, um die ökonomische Basis des Freiberuflers zu 
zerstören.

„Es muss Schluss sein mit der Ideologie der Freiberuf-
lichkeit“ verkündete öffentlich und stolz die ehemalige 
Bundestagskandidatin des Maoistischen Kommunisti-
schen Bundes Westdeutschland – die jetzige Ministerin 
Frau Schmidt. Was den Hass auf die Bourgeoisie betrifft, 
die seinerzeit mit Waffengewalt – siehe Parteiprogramm 
– über Klassenhass, Klassenkampf und dann durch Klas-
senmord liquidiert werden sollte,  ist sie sich treu geblie-
ben. Ihre politischen Vorbilder waren einst Idi Amin und 
Pol Pot. Einmal Kommunist, immer Kommunist sagt der 
Volksmund. Die politischen Weichen glaubt sie gestellt 
zu haben. Im Jahr 2007 - der 01. April ist hoffentlich ein 
gutes Omen -  soll die neue Gesundheitsreform in Kraft 
treten. Die Eckpunkte sind verabschiedet, auch wenn 
sich die Fraktionen über einzelne Details noch nicht ganz 
einig sind. Die bis jetzt vorliegenden Entwürfe bestim-
men klar die Richtung. Der Gesetzgeber, in personam 

Kommentiert
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Schmidt/Lauterbach, will weitere einschneidende Änderungen 
der bisherigen freiberuflichen Strukturen einleiten. Das gesamte 
Gesundheitswesen und damit auch die Zahnarztpraxen stehen 
vor einem entscheidenden Wandel, sollte das Franchisesystem 
Schule machen. Denn dazu gehören immer drei Willige. Der 
Erste ist der „Unternehmer“ und der Zweite der „Fachvertreter“, 
der seine Berufsbezeichnung  auf nur noch Zahn verkürzt hat, 
denn mit einem ärztlichen Ethos hat das nichts mehr gemein. 
Der Dritte im Bunde ist der „Geiz-ist-geil-Patient“, der zu allem 
bereit ist  - immer nach dem Grundsatz: Eigennutz geht vor 
Gemeinnutz. ... habe ich schon meinen Arbeitsplatz verloren, 
soll es den anderen auch so ergehen.

Erste Reaktionen „unserer“ Patienten
„Die werden das ja nicht aus reiner Menschenfreude machen. 
Und ich frage mich, wie machen die das, woran verdienen 
die dann?“ … „Das kann ich nicht glauben, zu einem solchen 
Zahnarzt hätte ich wenig Vertrauen“... „Mal sehen, wie das 
Konzept wird. Die Gewährleistung liegt ja beim behandelnden 
Arzt, wenn der sich drauf einlässt“... „Ich habe selbst ein paar 
Kronen von jeweils unterschiedlichen Zahnärzten und die mit 
Abstand besten sind die, die beim Zahnarzt mit dem Zahnla-
bor im selben Haus gemacht worden sind. Da war ich dann 
oben zum Muster und Farbe anpassen und die haben auch 
ohne Zement wie angegossen gepasst. Nachbessern wäre 
wegen des kurzen Wegs aber auch kein Problem gewesen“.

Das sind erste Reaktionen  in der Öffentlichkeit, die uns jetzt 
schon zeigen, dass das Konzept so nicht aufgehen wird.

Die Schmidts kommen und gehen – die Freiberuf-
lichkeit aber bleibt bestehen!
Der freiberufliche Zahnarzt ist und bleibt ein Erfolgsmodell 
hinsichtlich der Morbiditätsentwicklung. Noch nie war zum 
Beispiel der DMF-T-Index zu gering wie heute. Die Prophylaxe 
verringert mehr und mehr die Therapie. Umso paradoxer ist 
der politische Wille, die Zahnmedizin durch die Installation 
von Zahnersatzfabriken ihrer Prophylaxefähigkeit zu berauben. 
Die Unfähigkeit der politischen Vertreter zum ideologiefreien 
politökonomischen Denkansatz ist beunruhigend. Ein Beispiel 
dafür war die Anhörung der Verbände zum neuen Gesetz – nur 
vier Tage nach dessen Veröffentlichung mit einem Umfang von 
522 Seiten. Hier sind wir uns mit allen Krankenkassenverbän-
den, Patientenvertretern und Ärzteverbänden einig, dass das 
ein unentschuldbarer Angriff des Ministerium gegen alle ist, 
der politische und personelle Konsequenzen haben muss.
Ich kenne noch die arrogante Art der Sozialisten aus der DDR 
uns freiberuflichen Zahnärzten gegenüber, indem sie sich zu 
dem Sieger der Geschichte erklärten. Unsere Enteignung sei 
nur noch eine Frage der Zeit.  Nach dem 09. November hat 
die Geschichte diese Typen zu den Akten gelegt - uns aber gibt 
es immer noch. 

Dr. Klaus Markula
Vorsitzender des VNZLB

Kommentiert



Am 20.11.2006 feierte Jür-
gen Herbert, Kammerprä-
sident und stellvertretender 
Vorsitzender  des Verbandes 
Niedergelassener Zahn-
ärzte Land Brandenburg e. 
V., seinen 50. Geburtstag. 
Wir wünschen nachträglich 
alles Gute und danken ihm 
für sein Engagement für die 
Zahnärzte. Auch weiterhin 
viel Glück und Gesundheit 
und soviel Tatkraft wie bisher.    
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Beitrittserklärung
An den Verband Niedergelassener Zahnärzte 
Land Brandenburg e.V.

 Helene-Lange-Straße 4-5
 14469 Potsdam

Ich trete dem Verband Niedergelassener 
Zahnärzte Land Brandenburg e.V. bei!

Monatl. Beitrag für niedergel. Kollegen:	 15.00 Euro
für Kollegen ohne eigene Niederlassung	   8,00 Euro
für Studenten und Rentner			     2,50 Euro

Ort, Datum

Unterschrift, Stempel

Einen Aufnahmeantrag zum Beitritt in den Verband 
fordern Sie bitte in der Geschäftsstelle, Helene-Lange-
Straße 4-5, 14469 Potsdam, an.

Nachträglich: Happy birthday

Das neue Jahr ist begrüßt, die Sektkorken haben geknallt 
und der Alltag beginnt wieder. Wir hoffen, dass Sie die 
letzten Stunden des alten Jahres genossen und sich gut 
erholt haben. Gehen Sie mit guten Vorsätzen in das neue 
Jahr? Dann wünschen wir Ihnen, dass alles, oder zumin-
dest vieles von dem, was Sie sich vorgenommen haben, 
wahr wird. 
Jetzt, wo wir noch voller Vorfreude und Erwartung in 
dieses Jahr starten, wollen wir nicht über Politik reden - die 
Ernüchterung wäre zu groß. Selbstverständlich wird sich 
der Verband einmischen und zu Wort melden. Dafür wird 
auch im neuen Jahr genügend Notwendigkeit bestehen. 
Wir wollen nach vorn schauen und das Beste aus dem 
machen, was uns begegnet. 
Allen unseren Lesern wünschen wir ein glückliches und 
erfolgreiches Jahr 2007!

Frohes Neues!


